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Der folgende Beitrag kann keine umfassende Analyse des 

Verhältnisses von Kirche und Handwerk sein; es fehlt näm­

lich, ,trotz vieler Einzeluntersuchungen zum Handwerk und 

zur Gesellschaftspolitik der Kirchen, an zusammenfassenden 

Darstellungen; über beide Bereiche und erst recht über das 

Verhältnis beider zueinander. 

Im ersten Teil soll die Lage des Handwerks in ihren ökonomi­

schen, ideologischen und parteipolitischen Aspekten skizziert 

werden. Der zweite Teil gibt zunächst einen überblick über 

die »Arbeit an Handwerkern« in der evangelischen Kirche 

und im Kolpingwerk. Einige kritische Fragen zur Konzeption 

der bisherigen und geplanten Kooperation zwischen Evange­

lischer Kirche und Handwerk schließen sich an. Dabei muß 

vieles noch hypothetisch und pauschal bleiben. 

Konkret möchte der Beitrag Anstöße geben, die begonnene 

Kooperation kritischer zu analysieren, vor allem aber die For­

derung nach einem längst fälligen neuen Gesamtkonzept für 

die kirchliche Gesellschaftsdiakonie und -politik auch von 

diesem kleinen Bereich aus erneut stellen. Er geht von einer Po­

sition aus, die die Interessen der Arbeitnehmer und Lehrlinge 

(Auszubildende) stärker berücksichtigt sehen möchte. 


Definition des Handwerks 

Ein Konsensus der Wissenschaft über die Definition' des 

Begriffs Handwerk1 (ökonomisch, juristisch, soziologisch) 

besteht nicht. 

-Es mag Zufall sein oder nicht, fest steht, daß ein verbreiteter Opti­
mismus über die Lebenschancen des Handwerks einhergegangen ist 
mit der Abkehr von einer klaren wissenschaftlichen Definition des 
Handwerks und mit der Etablierung mächtiger handwerklicher 
Berufsorganisationen, deren interessenpolitisches legitimes Ziel darin 
besteht, den Sektor >Handwerk< innerhalb der Wirtschaft so groß wie 
möglich erscheinen zu lassen.«2 

Handwerk ist also eine politische Größe. Es ist ihm gelungen, 
seinen Umfang monopolartig selbst zu bestimmen, obwohl die 
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Zwangsinnungen 1953 aufgehoben wurden. überspitzt for­
muliert: Wer in die Handwerksrolle eingetragen wird, gehört 
zum Handwerk, auch in den amtlichen Statistiken.3 So zählen 
heute zum Handwerk die traditionellen Zweige wie Bäcker, 
Schneider und Friseure, aber auch die neue ren Zweige wie 
Kraftfahrzeugreparatur und das Bau- und Ausbaugewerbe. 
Handwerk umfaßt also derart disparate Sektoren wie Güter­
und Warenproduktion, Reparatur und Dienstleistung (Han­
del). 
Die Handwerksinnungen, die Kreishandwerkerschaften und 
die 45 Handwerkskammern haben heute den Status als Kör­
perschaften öffentlichen Rechts und genießen Privilegien in 
der Berufsausbildung und auf ökonomischem Gebiet (Subven­
tionen). 
Verbands politisch wird »das Handwerk« durch den Zentral­
verband des Deutschen Handwerks (ZDH) vertreten. Durch 
eine satzungsmäßig festgelegte personelle Identität in den 
Präsidien und Vorständen, eine gemeinsame Geschäftsstelle 
und gemeinsame "Offentlichkeitsarbeit«4 sind die Bundesver­
einigung der Fachverbände des deutschen Handwerks (BFH) 
und der Deutsche Handwerkskammertag (DHKT), beide zu 
diesem Zweck privatrechtliche Vereine, mit dem ZDH gleich­
geschaltet. Diese Form des Zusammenschlusses ermöglicht 
einerseits das volle Ausnutzen der Privilegien der öffentlich­
rechtlichen Körperschaft bei den Handwerkskammern, ande­
rerseits können von Landesebene ab die vereinigten Kammer­
und Fachverbände diese Privilegien für die partikularen 
Arbeitgeberinteressen im Handwerk bis hin zur Finanzierung 
des ZDH ausschöpfen. Diese.rechtliche und organisatorische 
Kostruktion wird denn auch mit Recht im "Reuß-Gutachten« 
- einer Auftragsarbeit des DGB als illegitim und undemo­
kratisch bezeichnet.5 Dies zu ändern ist wohl mehr eine politi­
sche Kampfaufgabe denn ein Streit mit Rechtsgutachten bei­
der Seiten.6 

Die ökonomische Lage 

Die ökonomische Lage7 der einzelnen Branchen und Betriebe 
ist sehr unterschiedlich. "Seit 1950 nahm die Zahl der 
Betriebe kontinuierlich ab, bis 1967 um 27 Prozent.,,6 Im Jahr 
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1970 betrug die Zahl der Betriebe nur noch 604400, das ist 
ein Rückgang von 33,1 Prozent gegenüber 1949 (9°2800 
Betriebe)9. 1971 existierten sogar nur noch 568 500 
Betriebe.10 Dieser in den einzelnen Branchen un ter­
schiedliche Strukturwandel betrifft vor allem die Kleinbetrie­
b:. So nahmen die Betriebe mit 1 bis 9 Beschäftigten von 1956 
biS 196) um 15,1 Prozent ab, während im gleichen Zeitraum 
die mit über 50 Beschäftigten um 26,4 Prozent wuchsen.t1 
Trotzdem sind die Kleinbetriebe immer noch in der Mehrzahl. 
Ihr Umsatz und ihre Gewinne sind so gering, daß die Hälfte 
der Handwerker gerade ausreichend verdienen, um einen 
»standesgemäßen Lebensunterhalt" zu erzielen. 12 Viele 
Betri~be können n~r existieren, weil Familienangehörige und 
L~hrlwge (Au~zubIidende) voll mitarbeiten. überdies steigt 
die Zahl der mcht handwerklich ausgebildeten Arbeitnehmer 
ständig; Schätzungen vermuten bis zu 40% der Arbeitnehmer 
im Handwerk; es handelt sich in der Mehrzahl um Hilfsar­
beiter (deutsche und ausländische), Man kann also von einer 
wachsenden ,.Proletarisierung« weiter Teile des Handwerks 
sprechen. 
Diese hier nur angedeuteten Strukturprobleme werden durch 
die günstigen Prognosen für das gesamte Handwerk13 nur 
~üh.sa,m verdec~t, Der steigende Umsatz überproportional 
m eWIgen wemgen Branchen - und die leicht ansteigende 
Zahl der Beschäftigten von heute ca. -h2 Millionen reichen für 
optimistische Erwartungen nicht aus. Auch der in letzter Zeit 
immer wieder ins Feld geführte Vorteil der Klein- und Mittel­
betriebe bei technischen Innovationen findet seine Grenze an 
der, mangelnde~ ~apital~usstattung zur Ausbeutung dieser 
Er!mdun.gen" DIe md~stnelle Gesellschaft im heutigen Kapi­
talismus l~t emem r~plden Konzentrationsprozeß14 von Kapi­
tal, Arbe.It ,u,nd WIssen un~erworfen, dem sich nur wenige 
hochspezlallSlerte und, kapl talstarke Unternehmen werden 
entziehen können, Nur wenn sich das Handwerk dem Trend 
z.u größeren Betriebseinheiten anpaßt, rationalisiert, koope­
rIert und die Spielräume nutzt, die die Großindustrie, das 
Großkapital und die staatliche Wirtschaftspolitik ihm lassen 
wird es - allerdings radikal gewandelt »überleben",15 Den~ 
di~ vox: allen Seiten empfohlene »Anpassung« ist nur möglich 
bel steigenden Abhängigkeiten von den »Großen«, wie z. B. 
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»die zunehmende Zahl der Vor- und Zulieferfirmen zeigt.«16 
»Allein Siemens-Schuckert, die AEG, Fried. Krupp, Mannes­
mann, Opel und Daimler-Benz arbeiten insgesamt mit 
120000 bis 130000 Zulieferfirmen zusammen.« 17 Ob die 
Handwerksbetriebe unter ihnen ihre stolze Selbständigkeit als 
"Partner der Industrie« werden bewahren können, ist fraglich. 
Eher wird gelten: »Je geringer die Autonomie, umso leichter 
die Partnerschaft zur Industrie.« 18 »Partnerschaft« bedeutet 
hierbei eine Verschleierung für »quasifeudale« Abhängigkeit. 
Von einem Gegengewicht zur Großindustrie kann man also 
kaum sprechen. 19 

So bedeutet »Anpassung« eine Entwicklung zum profitorien­
tierten Betrieb mit »kapitalistischen« Produktionsbedingun­
gen bei steigender Abhängigkeit von den »Großen«. Von Aus­
nahmen abgesehen führt also die Anpassungsstrategie (ähn­
lich wie in der Landwirtschaft und beim Einzelhandel) zum 
Untergang des selbständigen Handwerks als eigenständiger 
Größe, selbst wenn alternative Unternehmensmodelle entwik­
kelt werden. 

Pufferfunktion zwischen Kapital und Arbeit 

Für den einzelnen Unternehmer bedeuten diese ökonomi­
schen Fakten die Nötigung zum Abschied vom vorindustriel­
len Wirtschaften und vor allem von den entsprechenden Kul­
turmustern: Wertvorstellungen, Glaubensnormen, Sitten, Ge­
wohnheiten und Rechtsvorstellungen, Denn bisher gilt noch 
weithin: »Sie [ die Handwerker] streben nicht nach Maximie­
rung ihres Einkommens, sondern nach einem standesgemäßen 
Einkommen, sie bekennen sich nicht zum Wettbewerb, son­
dern zur Zusammenarbeit, sie wollen keinen leistungsfähigen 
Betrieb realisieren, statt dessen einen bedächtigen Arbeitsstil 
pflegen, sie bekennen sich nicht zum technischen Fortschritt, 
sondern zur Tradition«,20 Dies trifft natürlich nur für die 
Masse der Kleinunternehmer zu. Diejenigen, die sich von die­
sen vorindustriellen Mustern getrennt haben, geraten zuneh­
mend in Konflikte mit ihren Interessenorganisationen auf den 
unteren Ebenen der Innungen und Kreishandwerkerschaften, 
weniger der Fachverbände. Es handelt sich hierbei meist um 
Unternehmer, die eine überdurchschnittliche Bildung haben 
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~nd einen Umsatz erzielen, der ihnen Investitionen ermög­
hcht (nach Sack).21 Auf der Ebene der Spitzenverbände, des 
Zentralverbands des deutschen Handwerks (ZDH), des Deut­
schen Handwerkskammert'll.gs und der Bundesvereinigung der 
Zentralfachverbände, versucht man, diese »moderne Mentali­
tät« zu stützen; dabei muß aber ständig auf die »Kleinen« 
Rücksicht genommen werden. Da freilich die neue Wirt­
schaftsmentatität mit einer konservativ-romantischen Mittel­
standsideotogie ;erbunden. bleibt, geli,ngt die »Anpassung« 
kaum. Der Verzicht auf diese Ideologie, verstanden als eine 
umfassende Gesellschaftstheorie zur Durchsetzung partikula­
rer Interessen, würde dem Handwerk ein wesentliches 
Kamp~mittel rauben. Die Elemente dieser Ideologie sind oft 
besc~neben wor.den: Pufferfunktion zwischen Kapital und 
Arbeit, Verherrhchung des Kleinbetriebes, Patriarchalismus, 
Kulturpessimismus, antitechnischer Affekt, Antiintellektualis­
mus, Antikommunismus, Gewerkschaftsfeindlichkeit, das 
Ideal einer konfliktfreien Volksgemeinschaft. Hinzu kommen 
für das Handwerk das Streben nach Selbstverwaltung und die 
Wunsc~1Vorstellung einer Zunftwirtschaft, neuerdings verbun­
den mIt der Selbständigenideologie, kurz: eine berufsständi­
sche Gemeinschaftsideologie. 22 

Vor allem auf dem Sektor der Berufsausbildung legitimiert 
das I;Iandw.erk sei~e .Position mit dieser Ideologie. Hand­
werkliche BIldung Ist Immer noch primär »Erziehung«, »Ar­
bei~samkeit, Fleiß, Tüchtigkeit, Ehrlichkeit, Disziplin, allge­
memes Verhalten nach bürgerlichen Tugenden«23 sind die an 
vori~dustriell~n Leitbildern, orientierten Ziele dieser patriar­
chalIschen Melsterlehre.24 Bislang sicherte sich das Handwerk 
seinen Nachwuchs häufig dadurch, daß es diese z. T. autoritä­
r~n Erziehun~s~iele ~u allgemeinen »Tugenden« erhob. Daß 
Sie a~achromst1sch smd, zeigt sich auch im Rückgang der 
Lehrhngszahlen in jüngster Zeit. 

Auch in neuesten Veröffentlichungen verzichten Vertreter des 

Handw~rks k~ineswefs au~ diese ,»Dogmen«. Die Erhaltung 

von Klel.nbetnebe~ Wird, mit »s?zlalen« Argumenten begrün­

det: »DIese ~etnebe btlden eIne gute Grundlage für den 
sozialen Aufstieg aus den unteren Schichten und sind damit 
e~n Element .z;r~ Erhalt~ng des sozialen Friedens und der poli­
tischen Stabih tat«. 25 Die Gründe für das Festhalten an dieser 
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»staatserhaltenden« Mittelstandsideologie liegen I auf der 
Hand: Da dem Handwerk ökonomische Machtmittel und 
große Mitgliederzahlen feh~en, blei~t. ihm nichts anderes 
übrig, als »die Bedeutung emer tradltlOnsbewußten Gruppe 
für die Ordnung innerhalb des Staates«26 herauszustellen und 
von daher den "Anspruch auf staatlichen Schutz« abzuleiten. 
Konkreter: Auch in Zeiten ökonomischer Sicherheit muß sich 
das Handwerk gegenüber den Interessen der Konzerne. und 
der Lohnabhängigen, neuerdings auch gegenüber den steigen­
den Wohlfahrts- und Sozialansprüchen, ständig behaupten. 
Daß die Pufferfunktion bloße Fiktion ist, zeigt sich in Krisen 
und bei zunehmender Kritik am kapitalistischen Wirtschafts­
system, z. B. in der heutigen Situation: F~ktisch nimmt das 
Handwerk für »die Unternehmer« gegen die Gewerkschaften 
und andere gesellschaftliche Interessen (z. B. d!e Forderung 
nach verbesserter Lebensqualität) Stellung. »Em Festhalten 
an dieser Fiktion in der Klassengesellschaft des 2.0. Jahrhun­
derts [kann] nur gegenrevolution ären Charakter«27 haben. 

Politische Orientierung 

Politisch orientiert sich das Handwerk an konservativen und 
autoritären Leitbildern und tendiert zu Parteien der »rechten 
Mitte« oder, in Krisen, gar nach »rechts«. Dies läßt sich histo­
risch nachweisen.l8 Ob das Handwerk allerdings "in Zeiten 
ständisch orientierter und zugleich autoritärer Staatsfüh­
rung«29 größere Erfolge hatte als in ~eiten mit demokrati­
scher Regierungsform, darf wohl bezweifelt werden. So konn­
ten die Handwerksverbände im »Dritten Reich« zwar ih~e 
Standesinteressen durchsetzen: großer BefähigungsnachweiS, 
eigenständiges Prüfungswe~en mit ?etriebli~he~ Ausbil.dung, 
Pflichtinnungen u. a. Fakttsch scheiterten sie okonomls~h ­
wie schon in der Kaiserzeit - an der Macht des Großkapitals, 
besonders der Rüstungsindustrie, und an den mit i~nen v:r­
bündeten Parteien. Der späte Widerstand gegen die restrik­
tive Kriegswirtschaft der Nazis vermitt~lte ~em Ha~~,,:erk 
die Illusion einer opposi tionellen Kraft, die es Ihm ermogbch­
te, nach 1945 die alte Standesordnung fast ungebrochen zu 
übernehmen. 
»Die Wiedererrichtung der alten Statusordnung des Mittelstandes ist 
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ein bedeutsamer Aspekt der allgemeinen Restauration konservativer 
Wertvorstellungen und Institutionen in der Bundesrepublik. Die gro­
ßen Wirtschaftsgewinne der letzten zwanzig Jahre sind auch dem 
alten Mittelstand zugute gekommen. Doch hat dieser wirtschaftliche 
Wohlstand an der konservativen Einstellung der Mittelständischen 
nichts Wesentliches geändert. Was ihre politische Einstellung betrifft, 
schätzte diese Mehrheit die autoritären Züge der Kanzlerdemokratie 
und stimmte deshalb für die Adenauerpartei.«30 

Nur wenn man der autoritären Demokratie nach 1945 ihren 
demokratischen Charakter abspricht, kann man also von grö­
ßeren Erfolgen in früheren Zeiten sprechen. Allgemein war 
der wirtschaftliche Erfolg des Handwerks immer dann größer, 
wenn die herrschenden Wirtschaftsmächte im Bündnis mit der 
jeweiligen politischen Macht eine Stützung ihrer Herrschaft 
benötigten. Die bewußte Integration des Mittelstandes zur 
Stabilisierung der Macht gehörte aber zu den tragenden Ele­
menten der CDU/CSU-regierten Demokratie nach 1945 und 
sicherte dem Handwerk den wirtschaftlichen Erfolg. Bis heute 
sieht das Handwerk deshalb in den Mittelstandsgruppen der 
CDU/CSU, dem Diskussionskreis Mittelstand und der Mittel­
standsvereinigung seine wichtigsten Verbündeten. 
Obwohl die SPD mit dem Godesberger Programm von ihrer 
traditionellen Bindung an die Arbeitnehmerschaft abgerückt 
ist und die marxistischen Untergangsprognosen31 für den 
alten Mittelstand (Erfurt r89r) der Vergangenheit angehören, 
bleibt in Kreisen des Handwerks eine deutliche Reserve 
gegenüber der SPD bestehen. Vor allem die alte Befürchtung, 
daß Großindustrie und Gewerkschaften sich auf Kosten des 
Mittelstandes einigen könnten, führt zu einer distanzierten 
Beurteilung der »Konzertierten Aktion« und zu einer relativ 
scharfen Ablehnung des CDU-Vorschlags zur Bildung eines 
Wirtschafts- und Sozialrates.32 Ob es der »Bundesarbeitsge­
meinschaft Selbstständige in der SPD .. sowohl innerparteilich 
wie bei den Handwerkern gelingt, alte Ressentiments abzu­
bauen, kann hier nicht untersucht werden. Die in der Großen 
Koalition sichtbar gewordenen übereinstimmungen in der 
Wirtschaftspolitik (soziale Marktwirtschaft), namentlich in 
bezug auf den Mittelstand, könnten jedoch ein Arrangement 
zwischen Handwerk und SPD möglich machen. In den Jahres­
berichten des Handwerks betont man zwar die grundsätzliche 
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übereinstimmung mit den Reformprogrammen der Regie­
rung; aber gleichzeitig wird in allen wesentlichen Einzelhe!­
ten die Politik der SPD/FDP-Koalition überwiegend mit 
Argumenten aus der CDU/CSU kritisiert.33 

So muß es wohl bei der oben ausgesprochenen Behauptung 
bleiben, daß das Handwerk, jedenfalls in den Spitzen der 
Verbände, zur CDU/CSU-Mittelstandsgruppe tendiert. Nach 
Angaben des Geschäftsführers des Diskussionskreises Mittel­
stand, Dr. Spary, gehört 1972 2 von 45 Kammerpräsidenten 
(Aachen und Hamburg) der SPD an, während de,r Res! der 
CDU/CSU nahesteht oder ihr angehört. Da der DiskusslOns­
kreis Mittelstand die zahlenmäßig stärkste Interessengruppe 
in ihrer Fraktion darstellt und außerdem ein Drittel aller 
CDU-Mitglieder Selbständige sind (100000 von etwa 
300000)34, scheint das Handwerk gut daran zu tun, hier seine 
Interessen vertreten zu lassen, Demgegenüber sei hier die 
Hypothese gewagt, daß in entscheidenden Fragen der ~irt­
schaftsrat oder die Fraktionsspitze gegenüber den MIttel­
ständlern in der CDU/CSU den Ausschlag gibt. 35 Die Stra­
tegie ist wohl die: Durch partielle Stützung des Mittelstande~, 
vor allem auf ideologischem Gebiet, weniger auf ökonomI­
schem, soll der Großindustrie und dem Großkapital der 
größte Anteil gesichert bleiben. Der Mittelstand, interessan­
terweise um die großunternehmerfreundlichen »Leitenden 
Angestellten« erweitert, soll durch Subventionen und andere 
Hilfen so weit befriedet werden, daß das latent »revolutionä­
re« Potential nie so groß wird, daß es zu politischen Krisen 
kommt. Dieses Gleichgewicht erweist sich jedoch keineswegs 
mehr als stabil. Der in letzter Zeit verstärkte Einfluß der 
Großindustrie im politischen Bereich könnte also das Hand­
werk, besonders die große Zahl der Kleinstunternehmer, in 
die Arme antidemokratischer Parteien treiben. 
Wie schon angedeutet, ist die konservative Mittelstandside?­
logie als einer der wesentlichen Stützen des Handwerks tn 

Wirtschaftskrisen tendenziell rechtsgerichtet bis Jaschistoid.36 

So hatte die NPD in der Konjunkturkrise 1966167, ähnlich 
wie die Rechtsparteien in der Weimarer Zeit und schließlich 
die NSDAP, ihren Erfolg überwiegend dem selbständigen 
Mittelstand (Handwerker, Einzelhändler, Bauern) zu verdan­
ken. Er war in der Mitglieder- wie in der Wählerschaft der 

NPD eindeutig überrepräsentiert.37 Die geschichtlichen 
Erfahrungen sind also vergessen. 
Da das Bündnis mit der CDU/CSU langfristig auf der Illusion 
der Stützung durch die »Großen« beruht, liegt m. E. eine poli­
tische Umorientierung eher im Interesse des Handwerks (und 
der Gesellschaft, die auf die Dienstleistungen des Handwerks 
angewiesen ist). Die Chancen für eine solche Umorientierung 
sind allerdings äußerst gering. 

Zur Zusammenarbeit der Kirche mit dem Handwerk38 

.A~f diesem ökonomischen, ideologischen und politischen 
H~ntergrund soll in erster Linie die Rolle der Evangelischen 
KIrche untersucht werden. Dabei sind zwei Ebenen zu unter­
sche~d~n, die der Ve:eine und Verbände sowie die der Spitzen­
vereInIgungen. Faktisch besteht zwar eine Verzahnung beider 
Ebenen auf kirchlicher Seite; dennoch zeigen sich einige cha­
rakteristische Unterschiede, ähnlich wie beim Handwerk. Als 
Basis dienen Selbstdarstellungen, ohne daß ein Anspruch auf 
Vollständigkeit erhoben werden kann. 
Die Rolle der Katholischen Kirche, ihre Verflechtung mit der 
CDU/CSU und die Unterschiede zur Handwerkerarbeit der 
evangelischen Kirche können leider nur am Rande erwähnt 
werden. Die politische Konzeption der katholischen Kirche 
soll an einigen wenigen Beispielen aus dem Bereich des 
Kolpingwerkes dargestellt werden. Die vorhandenen Unter­
schiede zur evangelischen Kirche sind im ideologischen 
Bereich nur gering. Die Mittelstandsideologie ist in der katho­
lischen Kirche grundsätzlicher gefaßt, da sie eine wesentliche 
Stütze des Subsidiaritätsprinzips und der Privateigentums­
ideologie ist. Der Mittelstand ist deshalb in der katholischen 
Kirche häufiger Gegenstand theoretischer und praktischer 
Arbeit. Noch prinzipieller gefaßt und in einem größeren 
~rga~isatorisc.hen Rahmen gesehen, kann die Analyse auch 
fur die katholIsche Gesellschaftslehre und -politik gelten. 

Die Evangelische Handwerkerbewegung 

Der »Verba~d Evangelischer Handwerker im Bundesgebiet 
e. V.« und die »Handwerkerbewegung der Männerarbeit der 
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Evangelischen Kirche in Deutschland« ~seit 1952: Sitz Offe,n­
bach/Main) sind seit 1962 in der »AktlOnsgememschaft Ku­
che und Handwerk« mit einem gemeinsamen Presse organ 
Handwerker und Kirche39 zusammengeschlosssen, Sie versu­
chen, die Tradition der »Evangelischen Gesellen- und Mei­
stervereine«40 fortzuführen. Allein die Tatsache, daß 
die Handwerkerbewegung berufsständisch ausgerichtet ist, 
ohne eine direkte institutionelle Verklammerung mit den 
Arbeitnehmervereinigungen in der evangelischen Kirche, 
noch viel weniger mit den Gewerkschaften, zeigt die anachro­
nistische Verengung dieser Arbeit. Die Präambel der Männer­
arbeit orientiert sich dementsprechend an den Interessen der 
Handwerksverbände : »Sie setzt die berufsständischen Ein­
richtungen als notwendig und gegeben voraus und fördert 
eine fruchtbare Zusammenarbeit mit diesen Institutionen.«41 
Allerdings handelt es sich gegenüber früher um kleine Grup­
pen. So umfaßt der Verband einige ,vereine, in H.ess~n und 
Westfalen liegt der Schwerpunkt, mit ca. 3000 Mltghedern. 
Diese Vereine leben ähnlich wie die Handwerkerbewegung 
der Männer [ ! ] arbei t der EKD von einem leicht modernisier­
ten, romantischen Gemeinschaftsideal. Ziel der Männerarbeit 
ist immer noch -, »die Reste des Standes- und Klassenbe­
wußtseins [in der Arbeiterschaft und im Handwerk] durch 
ein neu es Gemeinschaftsbewußtsein zu ersetzen.«42 Das Kon­
zept der Zwanziger Jahre von einer konflik:t"reien »Vol~.sg:­
meinschaft« wird mit Appellen gegen die »Entpersonh­
chung«, Vermassung, für das »sittlich Anständige im Wirt­
schaftsleben«43 verbunden. Das Handwerk wird als 
moralisch höherstehend bewertet: »Handwerk und Handel 
stehen menschlich stellvertretend für die ganze Wirtschaft.« 
Von ihnen hängt »das Vertrauen zur Gesamtgesellschaft, zum 
Staat als der verfaßten Gesellschaft und zur modernen welt 
überhaupt«44 mit ab. Das Ideal des personalen Wirtsc~af­
tens wird gegen das bloß Technische gesetzt und das pa~n~r­
chalische Meister-Gesellen-Lehrlings-Verhältnis zum Leitbild 
erhoben. Dieser anti technische, kulturpessimistische und anti­
demokratische Affekt durchzieht die Veröffentlichungen bei­
der Vereinigungen. 45 Hier zeigt sich die Mittelstandsideologie 
in Reinkultur, Der »Jargon der Eigentlichkeit« (Adorno) 
in den Veröffentlichungen ist nicht bloß ein sprachliches Defi­

zit; er deckt auch den Realitätsverlust dieses Zweiges kirchli­
cher Arbeit auf. 
Natürlich fehlen die Aufrufe zur »Mobilität« und zur »An­
passung« nicht. Trotzdem mangelt es der Handwerkerarbeit 
an Entschlossenheit, die ökonomische Situation realistisch zu 
analysieren, wie das etwa die Denkschrift Die Neuordnung 
der Landwirtschafr46 bekundet. Die Ansätze zu einer Offnung 
für »modernere« Fragestellungen besonders bei der »Männer­
arbeit« seien nicht verschwiegen; doch wird die Analyse zei­
gen, daß nur ein langsamer Anpassungsprozeß in den Füh­
rungsgremien zu erwarten ist. Ihm werden schon dadurch 
Grenzen gesetzt sein, daß die Mehrheit der führenden Män­
ner in der »Bewegung« zur CDU/CSU tendieren.47 Dies wird 
durch die unten aufgewiesenen gesellschaftspolitischen Posi­
tionen bestätigt. Ganz allgemein gilt zudem, daß "Protestan­
ten mit starker kirchlicher Bindung« eher zur CDU neigen.48 

Tendenziell müßte die evangelische Handwerkerschaft auch 
zur NPD neigen; dennoch ist bei Kirchentreuen im Unter­
schied zu den nichtkirchentreuen Protestanten der MitteI­
schichten die CDU-Bindung relativ stark.49 

Der Deutsche Zentralverband des Kolpingwerkes 

Der Deutsche Zentralverband des Kolpingwerkes baut sein 
»gesellschaftspolitisches Leitbild" vom 7.Juni I96950 konse­
quent nach dem Subsidiaritätsprinzip auf. Entsprechend die­
sem Gesellschaftsbild ist das Kolpingwerk an der Basis in 
»Familien« gegliedert. Hier zeigt sich also ein ähnlicher 

Ansatz mit einer familialen Gemeinschaftsideologie wie bei 

der Evangelischen Handwerkerbewegung. Dennoch ist die 

standesmäßige Verengung nicht vorhanden; die gesamtgesell­

schaftliche Orientierung kommt in der bundesweiten Organi­

sation, der größeren Mitgliederzahl und dem weiteren Aufga­

benfeld zum Ausdruck, 

Die politische Ausrichtung des Kolpingwerkes ist eindeutig 

auf die CDU/CSU festgelegt. Am Beispiel der Stellungnah­

men zur Mitbestimmungsfrage (Novelle zum BVG) vom 

6.6. 1970 und 8. IO. I97I werden in der ersten indirekt, in der 
zweiten direkt die Auffassungen der CDU/CSU gegenüber 
dem Koalitionsentwurf begrüßt: »Ein kritischer Vergleich 
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dieser beiden Entwürfe mit den einschlägigen Vorstellungen 
des Kolpingwerkes ergibt, daß der CDU/CSU Entwurf weit 
umfassender unsere Forderungen einholt«.51 Deutlicher kann 
man die CDU/CSU-Bindung nicht aussprechen. Eine einge­
hendere Analyse würde überdies ergeben, daß d~s Kolping~ 
werk jede neue Wendung in den A~ffassungen dieser P~rtel 
zur Mitbestimmung nachvollzieht. EIDe sehr starke Koordma­
tion und Kooperation mit Gremien der CDU/C~U ist also 
anzunehmen. Diese These läßt sich auch durch dIe Tatsache 
stützen, daß das Kolpingwerk die VermögensbildungsJ?läne 
der »christlichen« Parteien übernommen hat. Im HOrizont 
dieser Verklammerung muß man folgende Sätze aus dem Pro­
gramm des Kolpingwerkes Deutscher Zentralverband vom 
18. Nov. 1971 lesen: ,.Deshalb arbeitet das Kolpingwerk mit 
den politischen Parteien zusammen, die seine gesellschaf~P?­
litischen Ziele bejahen sowie kooperations fähig und -willig 
sind.«52 Wer bejaht hier wen? 

Zentralverband des Handwerks und Kirche 

I. Das Handwerk suchte ab I 96653 über die bestehenden 
Kontakte hinaus direkte Beziehungen zur EKD. Es kam zu 
einem »Ständigen Arbeitskreis Kirche/Handwerk«.54. Das 
Handwerk suchte sich des Einflusses der EKD zu bedienen. 
Neben Fragen der Sozialenquete, den Bildungsaufgaben und 
den sozialethischen Grundsatzfragen (Denkschriften- Denk­
schrift)55 ging es dem Handwerk .vor alle~ darum, »d~ß 
die Gesprächsergebnisse [ ...] auch In der bel der EKD gebil­
deten Kammer. für soziale Ordnung verwertet werden.«56 Bei 
diesen Gesprächen waren von seiten des Handwerks nur 
Unternehmervertreter anwesend. Außerdem wurde eine 
Absprache getroffen, »wonach in keinem Fal~e ~ehr seitens 
der EKD irgendwelche Stellungnahmen, und hier 1m besonde­
ren im sozialpolitischen Bereich, abgegeben werden sollten, 
die nicht vorher mit dem Arbeitskreis des ZDH >Kirche 
Handwerk, vereinbart wurden«.57 Mit Recht bezweifelt die 
DGB-Zeitung Gewerkschafter im Handwerk, ob. nach. solchen 
Festlegungen eine wirkliche ~usamme~arbelt. Kirche. ­
Gewerkschaft überhaupt noch smnvoll seI. Arbeitnehmerm­
teressen scheinen in diesem Zweig kirchlicher Arbeit sekundär 

zu sein. Dies wird dadurch bestätigt, daß es dem Handwerk 
gelang, wohl im Verein mit anderen, Einfluß auf die Studie 
der EKD zur Mitbestimmung5s zu nehmen. So wurden in 
einem besonderen Abschnitt, »Bestimmungsrechte kleiner 
Unternehmen«59, die Interessen der Unternehmer 
gesondert zur Sprache gebracht. Inhaltlich wird in diesem 
Abschnitt ein grundsätzlicher Widerspruch deutlich. Einer­
seits werden die Vorzüge des Familienbetriebes und der Selb­
s~ändigkeit, die Arbeitsleistung der Inhaber und die »persön­
lIchen Kontakte« zu den Lohnabhängigen positiv hervorge­
hoben; andererseits werden die daraus resultierenden Abhän­
gigkeiten für die Arbeitnehmer, besonders in strukturell 
schwachen Gebieten, beklagt. Dieser Widerspruch wird dann 
durch Kompromißformeln nur scheinbar aufgelöst: Es sollte 
eine »gewisse Institutionalisierung dieser Beziehungen« zwi­
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern angestrebt werden; 
Mitbestimmung müsse »andere Formen haben als in Großun­
ternehmen«, es müßten »neue Formen einer Beteiligung der 
Arbeitnehmerschaft an der Willensbildung in den Arbeits­
gruppen und Betrieben gefunden werden«. Diese zu finden, 
sei Aufgabe der Verbände und Gewerkschaften. Die Zielan­
gabe ist interessant: »Damit können sie einen wesentlichen 
Beitrag zur sozialen Entwicklung und zur künftigen Erhal­
tung der wirtschaftlichen Freiheit leisten.« Hier zeigt sich am 
deutlichsten die entweder aus Unkenntnis besserer Lösungen 
oder aus bewußter Anpassung an die Interessen des Mittel­
standes resultierende Verschleierung von Widersprüchen. 
»Soziale Entwicklung« meint wohl die Interessen der Arbeit­
nehmer, »wirtschaftliche Freiheit« wohl die Interessen der 
Unternehmer. Beide werden nicht als Antagonismen zwischen 
Kapital und Arbeit begriffen, sondern in den undefinierten 
»neuen Formen« scheinbar aufgelöst. Die Existenzprobleme 
der Kleinstunternehmer, die selbst Abhängige sind, und die 
Abhängigkeitsprobleme der Gesellen, Lehrlinge und mithel­
fenden Familienangehörigen werden so keineswegs verrin­
gert. In dieser Form nützt der Abschnitt praktisch nur den 
Arbeitgebern. Der Hinweis auf die Gewerkschaften muß zwar 
den traditionell gewerkschaftsfeindlichen Handwerkern nicht 
sehr angenehm geklungen haben, angesichts des (noch) gerin­
gen Einflusses der Gewerkschaften in Klein- und Mittelbetrie­
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ben wird dieser Vorschlag jedoch kaum als »bedrohlich« emp­
funden worden sein. 
Diese Analyse wird durch den Inhalt der anderen Teile der 
Mitbestimmungsstudie bestätigt. Sie vertreten ähnlich wie die 
CDU und die »integrationistische Strömung« im DGB60 eine 
"Partnerschaftsideologie«. Von Parität ist hier keine Rede: 
wirkliche Partnerschaft hieße doch gleichberechtigte, paritä­
tische Verfügung über die Produktionsmittel. So vertritt die 
»Denkstudie« faktisch die Interessen der Unternehmer. Eine 
Kritik an der ,>sozialpartnerschaftsideologie« oder eine kon­
sequente Verwirklichung der "Partnerschaft« im wörtlich~n 
Sinn hätte freilich den Konsens der herrschenden Gruppen In 

Frage gestellt und die Grundstruktur unseres Wirtschaftssy­
stems berührt. Dazu war und ist die Kirche in der BRD nicht 
bereit. Das Eingeständnis eines fehlenden Konzepts besonders 
für die mittelständischen Unternehmen und damit der Ver­
zicht auf den Abschnitt 17 der Studie wären also angebracht 
gewesen. So aber hat man dem Drängen einer partikularen 
Interessengruppe nachgegeben - mit einiger Konsequenz. 
Die Handwerkerbewegung hat aus der Denkschrift die ent­
sprechenden Folgerungen gezogen: Sie lehnt die mit dem 
neuen BetriebsverJassungsgesetz vom 15. 1. 1972 eröffnete 
Möglichkeit, in Betrieben mit mehr als fünf Arbeitnehmern 
einen Betriebsrat zu wählen, mit bekannten Arbeitgeberargu­
menten ab61 : Handwerk sei eine eigenständige Wirtschafts­
form (mit Sombart 1919). Die Arbeitnehmer wollten im 
Handwerk gar keine Gewerkschaft, wie der niedrige Organi­
sierungsgrad beweise (S. 25). Mitbestimmung setze Mitver­
antwortung und -haftung voraus (S. 26). Demgegenüber woll­
ten die Gewerkschaften nur Macht. Außerdem sei Demokra­
tie »nicht ohne weiteres auf alle Lebensbereiche zu übertra­
gen« (S. 26). Als Ausgangspunkt für eigene überlegungen zur 
Mitbestimmung im Handwerk wird empfohlen: »Demut als 
Dien-Mut, Mut zum Dienen und füreinander dazusein« 
(S. 28). Der positive Wert des Eigentums wird einseitig betont. 
Die Krönung bildet die Mittelstandsideologie: Das Handwerk 
habe »die Bedeutung einer Alternative der Freiheit des Wirt­
schaftens und damit zugleich des Lebens in der von 
mancherlei Zwängen bedrohten Gesellschaft von heute und 
morgen« (S. 29). Freiheit für wen, auf wessen Kosten? Mit 

welchen Mitteln wird »Freiheit« durchgesetzt? Daß diese Fra­

gen nicht gestellt werden, bestätigt unsere Analyse der Mitbe­

stimmungsdenkschrift und macht deutlich, daß die Handwer­

kerbewegung in ihrer »progressiven« Richtung, der Männer­

arbeit, nur scheinbar die Interessen aller im Handwerk 

Beschäftigten vertritt. In diesem Zusammenhang darf man 

auf die Stellungnahme der Handwerkerbewegung zu der 

Novelle zur Handwerksordnung vom Mai I97262 des DGB­

Bundesvorstands gespannt sein. Die Novelle sieht im wesent­

lichen die paritätische Mitbestimmung und erweiterte Rechte 

für die Arbeitnehmer für alle Organe der Selbstverwaltung im 

Handwerk vor. Nach der bisherigen Entwicklung ist eine Ableh­

nung zu erwarten. 

Unmißverständlich ist die Ablehnung dieser Novelle des 

DGB durch das Kolpingwerk. Zunächst erschienen zwei Stel­

lungnahmen im Dezemberheft des Kolpingblattes 1972, S.7, 

in denen zwei Funktionäre den DGB-Vorschlag rundweg als 

Machtergreifung der Gewerkschaften im Handwerk abwehr­

ten. Im Januar 1973 gab der Vorstand des DHKT im Kolping­

blatt seine übereinstimmung mit dem Kolpingwerk in dieser 
Frage bekannt. Es kam zu heftigen internen Auseinanderset­
zungen.63 Mit einer »Erklärung zur Neuordnung im Orga­
nisationsbereich Handwerk« wurde diese Diskussion am 
5· 10. 1973 beendet64 

: Sie tritt für die Beibehaltung der 
Selbstverwaltung im Handwerk ein und schlägt eine andere 
Struktur der paritätischen Mitbestimmung in der Wirtschaft 
vor: Als erste Stufe zu paritätisch besetzten Wirtschaftskam­
mern sollen Arbeitnehmerkammern in öffentlich- rechtlicher 
Form gebildet werden (so schon in einer Erklärung vom 
5· April 197 1 ). Dahinter steht die Absicht, die Gewerkschaf­
ten bei der Mitbestimmung im Handwerk und darüber hinaus 
auszuschalten: "Die übliche - auch von den Gewerkschaften 
beigebrachte - Begründung für die paritätische Mitbestim­
mung mit dem Hinweis auf die Gleichberechtigung von 
Arbeit und Kapital kann wegen der Verschiedenheit dieser 
Faktoren im Handwerk nicht schlechthin auf den ,Hand­
werksbereich übertragen werden.« So lautet die Erklärung 
vom 5· Oktober I973. Hier finden sich also die bekannten 
Argumente der Arbeitgeber im Handwerk gegen die Mitbe­
stimmung wieder, wobei im Unterschied zu der Evangelischen 
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Handwerkerbewegung das CDU-Ziel der Errichtung von 
öffentlich-rechtlichen Wirtschaftskammern anvisiert wird, 
d. h. konkret: Reduzierung des Einflusses der Gewerkschaften 
durch öffentlich-rechtliche Anbindung an das »Gemeinwohl« 
und damit Schwächung der Rechte der Arbeitnehmer. Da die­
ses Ziel nicht erreichbar ist, will man die Arbeitnehmer von 
den Gewerkschaften trennen und in eigenen Kammern isolie­
ren. So findet sich auch hier eine klare Parteinahme für die 
Arbeitgeberseite im Handwerk. 
2. Einen gewissen vorläufigen Abschluß fanden die Bemü­
hungen um Kooperation und Koordination mit »Kirche und 
Handwerk - Kooperationspapier des zentralen Bespre­
chungskreises Kirche und Handwerk - Gedanken und V or­
stellungen zur Intensivierung der Zusammenarbeit der Ein­
richtungen der Evangelischen Kirche und den Einrichtungen 
des Handwerks«65 vom April 1972. In diesem Gremium wir­
ken neben der Kirchenkanzlei und der Gesamtorganisation 
des Handwerks Vertreter der Männerarbeit der EKD, der 
Handwerkerbewegung, des Verbandes Ev. Handwerker, der 
Kammer für soziale Ordnung der EKD und der landeskirchli­
chen Sozialämter mit. 66 Ausgehend von der allgemeinen öko­
nomischen Situation des Handwerks und seiner bildungspoli­
tischen Bedeutung wird in dem Papier die Zuständigkeit der 
Kirche mit den bekannten Leerformeln »Mitverantwortung« 
und »gesellschaftliche Diakonie«67 konstatiert. Als »gemein­
same Sachaufgaben« werden definiert: erstens Bildungspoli­
tik (Fortbildung, Ausbildung der Ausbilder, sozialethische 
Fragen), zweitens Sozialpolitik (Sozialversicherung, Vermö­
gensbildung, Betriebsverfassung, innerbetriebliche »Mitwir­
kung«), drittens die besondere Situation des Handwerks 
(Stützung der Klein- und Mittelbetriebe) und viertens Metho­
den, Voraussetzungen und Träger der Zusammenarbeit. Aus 
diesem Papier sollen hier nur einige grundsätzliche Aspekte 
kritisch analysiert werden. 
Auf den ersten Blick scheint das Papier frei von aller Mittel­
standsideologie zu sein. Die genauere Betrachtung zeigt aber, 
daß das Handwerk seine alten Standesinteressen durchzuset­
zen versucht. Die partikularen wirtschaftspolitischen Interes­
sen sind freilich, wie oben gezeigt wurde, angesichts der Kapi­
talkonzentration und der zunehmenden Macht der anderen 

Wirtschaftsverbände auch mit HiJfe der Kirche kaum durch­
setzbar. Eine Zusammenarbeit ist also illusionär. Auch sozial­
politisch ist die Stützung »persönlich geführter Unterneh­
men«68 kaum noch zu erreichen, keineswegs aber zu for­
dern. »Die Arbeiter und die Angestellten, deren Erscheinen 
sich so unmittelbar aus der neuen industriellen Produktions­
weise entwickelt hat und die die Form der modernen indu­
striellen Gesellschaft teils als Produktionskraft, teils als Kon­
sumkraft repräsentieren, werden nicht bereit sein, mittelstän­
dische Reservate aus ihrem Einkommen zu finanzieren, 
gleichsam eine versteckte Arbeits- und Sozialfürsorge zu 
betreiben.«69 Formen der Kooperation, der Trend zu 
größeren Einheiten im Handwerk selbst signalisieren denn 
auch bereits eine Abkehr von der Selbständigkeit um jeden 
Preis. Die »Ermutigung«, »das Risiko einer wirtschaftlichen 
Selbständigkeit zu übernehmen« 70, erweist sich schon heute als 
ein zweifelhafter Rat. Däs Handwerk erwartet also von der 
Kirche Hilfe bei der Verwirklichung partikularer Interessen, 
die als »Gemeinwohl« ausgegeben werden. So »muß die 
moderne Sozial- und Wirtschaftspolitik künftig stärker die 
Aufgaben und Leistungen der persönlich geführten Unterneh­
men berücksichtigen«?1; so soll durch »eine sinnvolle 
Betriebsverfassung« die Mitwirkung der Belegschaft, aber vor 
allem »die notwendige Entscheidungsfreiheit der Unterneh­
mensleitung in der Führung des Betriebs sichergestellt« 72 wer­
den. Ob sich die Kirche so zum Diener von Einzelinteressen 
machen kann, ist mehr als fraglich. Hier finden sich jedenfalls 
Aussagen, die dem selbstgewählten Maßstab, von höchster 
»Objektivität, Sachkunde und theologischer Sorgfalt« 73 zu 
sein, kaum genügen. Denn auch theologisch wäre ein solches 
Kooperationspapier nur von der ideologischen, ständischen 
Naturrechtslehre katholischer Prägung her zu begründen. Auf 
evangelischer Seite findet sich denn auch kaum ein Verfechter 
einer »Freiheits- und Privatrechtsideologie«,14 Unter dem 
Deckmantel der »verantwortlichen Gesellschaft« scheinen 
subsidiäre Naturrechtsauffassungen unerkannt zu herrschen. 
Auch auf dem Gebiet der beruflichen Bildung erweist sich das 
Papier als einseitig. Mit »ständiger Anpassung« allein ist es 
wohl nicht mehr getan. Die strukturellen Mängel gerade in 
der handwerklichen Ausbildung sind zu offenkundig7s : »Ob­



wohl das Handwerk nur halb soviel Arbeitskräfte wie die 
Industrie beschäftigt:, bildet es jeden dritten Lehrling aus«.76 
»Vom Handwerk wurden 1966 mit rund 470000 Jugendli­
chen fast zwei Drittel aller gewerblichen Lehrlinge ausgebil­
det. Nur etwa ein Drittel kann damit rechnen, auch als 
Geselle von einem Meister weiterbeschäftigt zu werden. Die 
übrigen müssen in die Industrie abwandern. So finden sich 
[...] Bäcker, Fleischer oder Schreiner in einem Hüttenwerk 
oder am Fließband wieder.«77 »Die Hälfte der bei Bosch 
beschäftigten Arbeiter haben im Handwerk einen völlig ande­
ren Beruf gelernt, bei Bayer sind es 54 Prozent.,,7I' »Da viele 
der im Handwerk Ausgebildeten auf vorindustrielle Produk­
tionsverhältnisse getrimmt werden, müssen sie sich entweder 
von der Industrie als Hilfsarbeiter verschleißen lassen oder 
aber einen zweiten Beruf lernen.«79 Hinter diesen Fakten ver­
birgt sich nun keineswegs böser Wille der Handwerksunter­
nehmer. Lehrlinge aufzunehmen ist für viele Handwerker bit­
tere ökonomische Notwendigkeit, um konkurrenzfähig zu 
bleiben. Gleichzeitig zeigt sich hier aber die Kehrseite der 
vielgepriesenen "Partnerschaft zur Industrie«. Auch hier pro­
fitiert letztlich die Industrie vom Handwerk, beide jedoch oft 
auf Kosten des Jugendlichen. 
Die Bemerkung im Kooperationspapier, daß die handwerkli­
che Ausbildung »einen entwicklungsfähigen Berufsweg im 
Handwerk, in Industrie und Verwaltung« eröffnet;8°, hält 
einer wissenschaftlichen Prüfung nicht stand. Auch hier wird 
deutlich, daß die Kirche sich zum Vollstrecker einseitiger 
Interessen auf Kosten der Arbeitnehmer machen würde, wenn 
sie die Vorstellungen des Handwerks von beruflicher Bildung 
übernähme. Das bedeutet übrigens auch, daß die Kirche kriti­
scher gegenüber der eindeutig bloß normativ begründeten 
»Aufstiegsideologie«81 nicht nur in bezug auf das Hand­
werk - Stellung nähme. Für die berufliche Bildung müßten 
kirchlicherseits erst einmal die zahlreichen wissenschaftlichen 
Untersuchungen über die Situation im Handwerk zur Kennt­
nis genommen werden. Durch Zusammenarbeit mit anderen 
Bereichen kirchlicher Sozialarbeit könnten zusätzliche Kor­
rekturen am Inhalt des Kooperationspapiers und der darauf 
aufbauenden Arbeit gemacht werden. Beides ist dringend 
erforderlich. 

Abschließende Fragen und Konsequenzen 

Aus der Analyse der Handwerksideologie und der mit ihr 
verbundenen kirchlichen Handwerkerarbeit ergeben sich 
einige grundsätzliche Fragen. Es ist deutlich geworden, daß 
die kirchliche Seite unter dem Deckmantel der »Sozialpart­
nerschaft« bewußt oder unbewußt faktisch die Interessen der 
Selbständigen im Handwerk vertritt. Ein eigenes, theologisch­
kritisch fundiertes Konzept für die Rolle der mittelständi­
schen Unternehmen und, darüber hinaus, für die Wirtschafts­
und Gesellschaftsordnung in der BRD hat sie nicht. Die kirch­
lichen Institutionen können in den Konflikten der Gesell­
schaft nicht länger die Fiktion ihrer gesellschaftspolitischen 
Neutralität aufrechterhalten. Eine kritische Analyse zeigt, 
daß Neutralität praktisch zumeist die Herrschenden stützt. 
Dies kann nicht die Aufgabe der Kirche sein; die Kirche kann 
m. E. nur parteiisch für die »Schwachen« sein. Die sicher 
berechtigte Vertretung der wirtschaftlich schwachen Kleinun­
ternehmer gegenüber den »Großen« ist nur insoweit vertret­
bar, als sie die sozial noch Schwächeren, die Gesellen, die 
Lehrlinge und die mithelfenden Familienangehörigen, nicht 
noch mehr diskriminiert. Damit ist aber die Kirche genötigt, 
ihr Konzept »von unten« her zu entwickeln. Das bedeutet 
heute, gegen eine bestimmte Selbständigenideologie Partei zu 
ergreifen, da letztlich die Selbständigen im Handwerk fak­
tisch im Bündnis mit den großen 'Wirtschaftsmächten gestan­
den haben und stehen. Es sei hier die Behauptung gewagt, daß 
auch die Kleinunternehmer im Handwerk durch ein Bündnis 
mit den Arbeitern und Angestellten, langfristig gesehen, bes­
sere Chancen haben. Für die Kirche al1erdings ist es eine 
Grundfrage der Sozialethik und der Sozialpolitik, ob sie das 
Risiko der Solidarität mit den sozial Schwachen theologisch 
gesprochen: das Kreuz zu tragen aus der Hoffnung der Hoff­
nungslosen82 - zu teilen bereit ist. Daß die Kirche ein 
solch neues Konzept der Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik 
nur ,.ideologisch", d. h. interessengebunden, begründen kann, 
braucht sie dabei nicht zu verschleiern. Voraussetzung dafür 
ist eine herrschafts- und interessenorientierte Ideologiekritik, 
zu der die obigen überlegungen einen Beitrag liefern wollen. 
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